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Die Parteimiliz wird reorganisiert
Verstärkung der SED-Kampigruppen — Sowjets sind weisungsberechtigt

In  das 8. Ja h r  ih rer R egierung geht die SED nun auch m it 
e iner reorgan isierten  Parteim ili*  hinein. D ie seit fa s t einem 
Ja h r  bestehenden „K am pfgruppen“ in  den B etrieben sollen bis 
zum 1. Novem ber völlig reo rgan isiert u n d  danach d irek t den 
P arteile itungen  u n te rs te llt w erden. W ährend die SED nach 
außen h in den E indruck eines völlig geordneten S taatsw esens 
Vortäuschen w ill, in  dem eine der P a rte i un terste llte  R egierung 
friedlich über ih re  U ntertanen herrsch t, verleitet allein 
Existenz solcher „K am pfgruppen“, m ehr aber noch ih re  plötz­
liche R eorganisation, zu nachdenklicher B etrachtung.
Die „Kampfgruppen“ wurden 

aus SED-Mitgliedern und zuver­
lässigen Aktivisten der Betriebe 
als Kampfeinheiten nach dem 
17. Juni 1953 gebildet. Damals 
hatte die SED plötzlich er­
kennen müssen, daß ihr die 
größte Gefahr gerade aus den 
volkseigenen Betrieben droht. 
So sind die der Volkspolizei 
und der SED unterstellten KG’s, 
wie man sie im Parteijargon zu 
nennen pflegt, auch nur zur 
Niederhaltung von Unruhen in 
den Betrieben gedacht. Jeder 
aktive Einsatz erfolgt nur mit 
besonderer Zustimmung der 
Partei.

In den letzten zehn Monaten, 
haben die KG's eine unrühm­
liche Polle gespielt. Die meisten, 
ihrer Mitglieder schämten sich 
vor den Kollegen und blieben 
allmählich den Übungen fern. 
Durch die doppelte Unterstel­
lung sowohl unter die Volks­
polizei wie unter die Partei 
traten Meinungsverschiedenhei­
ten auf.

So schliefen die „Kampf­
gruppen“ langsam ein. Den Pest 
gab das berüchtigte Brand- und 
Explosionsunglück von Witt­
stock, wo ein 700 Jahre altes 
Rathaus durch Fahrlässigkeit 
im Umgang mit Kampfgruppen- 
Munition vernichtet worden ist.

Stäbe, von deren Bildung man 
vorher ebenfalls nichts ver» 
Bommen hat.

Eine bezeichnende Ausnahme 
in  der K om m andogew alt: W äh­
ren d  die U nterstellung an die 
Y P oder KVP der Zustim m ung 
der P a rte i bedarf, sind  „sowje­
tische E inheiten  und  B eauf­
tra g te  in  jedem  F a ll w eisungs-

gruppenleiter, seinem Stellver- berech tig t“. So heiß t es wörtlich
tre te r  und einem L eiter des 
V P-W erkschutzes. Dem K am pf­
stab  w erden zugeteilt: zwei
S an itäter, zwei M elder, ein 
F unker, ein "Waffenmeister, ein 
V erantw ortlicher fü r  die Ver­
pflegungs-Reserve.

Der Waffenmeister ist für 
folgende Bestände verantwort­
lich: Pro KG-Angehörigen ein 
Karabiner, vier Handgranaten, 
150 Schuß Munition, eine 
Verpflegungsreserve für vier 
Wochen und drei Verbands­
päckchen.

Die Kampfgruppen selbst 
werden von etwa 20 bis 30 Mann 
auf 50 bis 150 Mann ver­
stärkt. Jede KG muß in etw a 
20 Mann starke Züge &ufgegli§~ 
dert werden.

Kommandogewalt hat die Par­
tei durch ihre Bezirks-Einsats-

in  der D ienstordnung der 
K am pf stäbe I

In der Praxis heißt das: 
Die SED muß, ohne auf den 
politisch prekären Zeitpunkt 
(5. Jahrestag, Wahlen) Bück» 
sicht nehmen zu können, eine 
längst vergessen geglaubte Maß­
nahme verstärkt durchführen, 
weil sie sich in den Betrieben 
bedroht und angefeindet fühlt.

Seit diese neuen Maßnahmen 
vor etwa einer Woche akut ge­
worden sind, ist etwas Bezeich­
nendes zu bemerken: Kampf- 
gruppen-Angehörige machen sich 
an die Kollegen heran und be­
ginnen über den „blödsinnigen 
Schießdienst, der jetzt wieder 
anfangen soll“ , zu schimpfen, 
über „den ganzen Unfug, der 
bloß böses Blut stiftet“ , und so 
fort

Vertiefung der E ioheiisldee
„Unteilbares Deutschland“  beriet Maßnahmen

Bonn (DPA/AP). M aßnahm en 
zur V ertiefung der W iederver- 
einig'ungsidee erö rterte  der 
A ktionsausschuß des K urato­
rium s „U nteilbares D eutschland“, 
Volksbewegung für die W ieder­
vereinigung, auf einer Sitzung

Die neuen M aßnahmen sehen in Bonn- Wie der P räsid en t 
vor: Bildung- sogenannter K uratorium s, der frühere
„K am pfstäbe“, bestehend aus K eichstagspräsident P an i LBbe, 
dem SED - B etriebsleiter, dem m itte ilte , w urde u. a, über P läne 
P arte isek re tär, dem Kam pf- beraten, durch die Besuchern

aus der Sowjetzone der Auf­
e n th a lt in  der B undesrepublik  
erle ich tert w erden könnte.

Ferner seien Möglichkeiten 
des kulturellen Austausches, der 
verstärkten Päckchenhilfe, ins­
besondere im Hinblick auf 
dringend benötigte Medika­
mente, sowie die stärkere Be­
rücksichtigung des deutschen 
Einheitsgedanksns im Schul­
unterricht und in der Erwach­
senenbildung erwogen worden»



Der Grundstein
DT. Zu jeder internationalen 

Konferenz gehören ein unsiche­
res Auf und Ab der Verhand­
lungen, ein Hin und Her zwir 
sehen Optimismus und Pessi­
mismus, und sogar die Krise, 
der das gute oder schlechte 
Ende folgt. So gesehen, war die 
Londoner Begegnung der neun 
Außenminister eine „richtige", 
allen Ansprüchen und Erfahrun­
gen entsprechende Konferenz. 
Sie begann mit großer Skepsis; 
dann erreichte sie mit dem bri­
tischen Angebot der ständigen 
Stationierung vier britischer 
Divisionen auf dem Kontinent 
ihren Höhepunkt mit schönstem 
Ausblick auf einen überraschend 
schnellen Abschluß; danach fie­
len die Erwartungen beinahe 
wieder auf den Nullpunkt zu­
rück; aber schließlich kam doch 
die Einigung zustande. Den 
Höhepunkt der Konferenz schuf 
Eden, den ihm folgenden Tief­
punkt Mendes-France, und an 
dem guten Ende haben schließ­
lich alle Partner, insbesondere 
aber Bundeskanzler Adenauer, 
ihren Anteil.

Das Ergebnis von London ist 
der Grundstein für ein Gebäude 
der Sicherheit, das allerdings 
erst errichtet werden muß. Die­
sen Grundstein zu legen war 
schwer; es war schwer, zur ge­
meinsamen Willenskundgebung 
zu gelangen, die in dieser „Lon­
doner Akte“ festgelegt wurde. 
Nun treten die Baumeister nach 
Vorlage des Planes in den Hin­
tergrund und überlassen den 
praktischen Aufbau ihren Gehil­
fen, jenen Instanzen, die jetzt 
die Grundsatzentschließung in 
Vertragsform zu bringen haben. 
Hierbei wird es sicherlich noch 
zu mancherlei Schwierigkeiten 
kommen. Hoffen wir, daß die 
Architekten fest bleiben, damit 
das Werk vollendet werde.

W ir k l i c h e r  E r f o l g

Dia Dinge so zu sehen, ist 
kein Zeichen von Skepsis. Im 
Gegenteil, es wurde in London 
das erreicht, was erreicht wer­
den konnte, und zwar durch 
Kompromisse von allen Seiten.

Wenn je der Wert echter 
Kompromisse demonstriert
wurde, dann am Ende dieser 
Londoner Konferenz, die stän­
dig extrem zwischen Optimis­

mus und Pessimismus sehr be­
denklich geschwankt hat. Lon­
don ist also ein wirklicher 
Erfolg, für Mendds-Franc© wie 
auch für Adenauer.

Die SPD wird es bei der 
kommenden außenpolitischen 
Debatte schwer haben, diesen 
Erfolg rethorisch zu verringern. 
Man erwartet von ihr nun zu­
mindest eine reale Wertung des 
Londoner Ergebnisses, das der 
Verwirklichung des europäi­
schen Gedankens auf allen Ge­
bieten nützlich ist — jenes Ge­
dankens, der nicht im Gegen­
satz zur freiheitlichen, friedli­
chen Wiedervereinigung stehen 
wird und kann. In London ha­
ben sich die Westmächte zur 
Wiedervereinigung bekannt. Ol- 
lenhauer bemängelte, daß dort 
keine Initiative für die Wieder­
vereinigung gefunden worde.n 
sei.

Für die Wiedervereinigung ist 
aber durch die Londoner Be­
schlüsse sicherlich mehr getan 
worden, als es auf einer vorher­
gehenden Viererkonferenz mit 
den Sowjets hätte der Fall sein 
können. Denn künftig wird man 
sich nicht voraussetzungslos 
ohne den Kückhalt einer west­
lichen Machtgemeinschaft mit 
den Sowjets zusammensetzen, 
um Deutschlands Zukunft aus- 
zuhandeln.

V e r s t ä r k t e  In i t i a t i v e
Diese Londoner Beschlüsse 

können und müssen also die 
Voraussetzung für eine ver­
stärkte Initiative zur Wieder­
vereinigung sein. Die Politik 
des Bundes -wird im Hinblick 
auf das in westlicher Richtung 
Erreichte nun ihr Augenmerk 
verstärkt nach Osten richten 
müssen. Die freiheitliche Wie­
dervereinigung — wohlgemerkt, 
die in London geforderte und 
bekräftigte freiheitliche Wieder-

Welf-Echo auf die
Washington (AP/DPA). Die 

Beschlüsse der Londoner Neun- 
mächtekonferenz wurden in allen 
Teilen der freien Welt begrüßt. 
Die Sowjetunion äußert© sieh 
noch nicht.

Präsident Eisenhower erklärte, 
der Ausgang der Londoner Kon­
ferenz sei ein großer Triumph 
und „eine der größten diplo­
matischen Errungenschaften un­
serer Zeit“,

Vereinigung mit friedlichen Mit­
teln ohne jede Gewalt! — bleibt 
Hauptaufgabe. London bedeutet 
gelungene Vorarbeit. Und das 
um so mehr, als beispielsweise 
das Einlenken des Bundeskanz­
lers im Hinblick auf den Pro­
duktionsverzicht von schweren 
und ABC-Waffen faktisch nicht 
nur ein Entgegenkommen an 
Frankreich gewesen ist, sondern 
auch an das Sicherheitsbedürf­
nis der, Sowjets, wenn ein sol­
ches tatsächlich und nicht nur 
in der Moskauer Propaganda 
besteht. Die Londoner Lösung 
der deutschen Rüstungsfrage 
ist für die Sowjets der zwin­
gende Beweis, daß der Westen 
mit deutscher Beteiligung ein 
reines Verteidigungssystem ohne 
jegliche Aggressionsabsicht auf­
baut.

C h a n c e  f ü r  G e s p r ä c h e
Nun hat man sich nur noch 

die Frage vorzulegen, ob das 
alles wieder an der Einsichts­
losigkeit einer Mehrheit in der 
französischen Kammer scheitern 
wird. Die endgültige Entschei­
dung liegt tatsächlich wieder 
bei der Nationalversammlung. 
Entscheidet sie positiv, dann ist 
westlicherseits die Vorausset­
zung für ein Sicherheitsgespräch 
mit den Sowjets gegeben, das 
sich an Tatsachen hält und öst­
liche Querschüsse weitgehend 
ausschaltet.

Es wird schließlich dann auch 
die Stunde Berlins gekommen 
sein, für dessen Status als ver­
antwortlich von den drei West­
mächten verteidigte Stadt die 
Konferenz keine Änderung ge­
bracht hat. Die Position Berlins 
bleibt stabil. Berlin hat sich zu 
bewähren und politisch zu 
rüsten für seine gesamtdeutsche 
Aufgabe, die für jede deutsche 
Regierung das Endziel dieses 
Londoner Beginnens sein muß.

Neuner-Konferenz
Der französische Minister­

präsident Mendes-France sagte: 
„Ich bin recht glücklich, weil 
wir eine zufriedene Konferenz 
hatten.“

Der belgische Außenminister 
Spaak gab seiner Hoffnung Aus­
druck, daß die Londoner Ver­
einbarungen noch in diesem 
Jahr von allen in Frage kom­
menden Parlamenten ratifiziert 
werden.



Deutsche Einheit Ziel der westlichen Politik
Das E rgebn is der L on don er K on fe ren z  —  In  sechs Hauptpunkten fes tge leg t

London (AP/DPA). Li© Ergebnisse der Londoner Nenn« 
mächtekonferenz wurden in einer „Londoner Akte“ und meh­
reren Anlagen zusammengefaßt, die von den Außenministern 
in einer feierlichen Zeremonie unterzeichnet wurden. Die Lon­
doner Akte regelt die Frage der Souveränität für die Bundes­
republik und des deutschen Verteidigungsbeitrages innerhalb 
des erweiterten und abgeänderten Brüsseler Paktes sowie das 
Verhältnis zwischen dem Brüsseler Pakt und der NATO.

Alle Beschlüsse der Konferenz 
sind Teil einer allgemeinen 
Regelung, die alle NATO- 
Mächte angeht und die daher 
dem NATO-Rat zur Kenntnis­
nahme oder zur Beschlußfassung • 
vorgelegt werden muß.

Der erst© Teil der Londoner 
Akt© betrifft die Beendigung 
des Besatzungsstatuts. Die drei 
Westmächte erklären, daß sie 
das Besatzungsregime in der 
Bundesrepublik so bald als 
möglich beenden wollen.

Da diese Vereinbarung von 
den Parlamenten der drei Län­
der ratifiziert werden muß, 
haben sich die Westmächte 
bereit erklärt, bis zur formellen 
Aufhebung das Besatzungsstatut 
ruhen zu lassen. Die Oberkom­
missare werden von sofort an 
keinen Gebrauch mehr von den 
Befugnissen machen, die auf­
gegeben werden sollen. Ausge­
nommen davon bleiben das Ge­
biet der Abrüstung und der 
Entmilitarisierung.

Brüsseler Pakt
Im Punkt 2 werden dis Bun­

desrepublik und Italien einge­
laden, dem Brüsseler Pakt bei­
zutreten. Las System der ge­
genseitigen automatischen Bei­
standsleistung Im. Angriffsfalle 
wird damit auf die Bundes­
republik und Italien ausgedehnt.

Der Verteidigungsbeitrag, den 
alle Mitglieder der Brüsseler 
Organisation im Rahmen der 
NATO leisten, wird durch ein 
besonderes Abkommen festge­
setzt werden. Der Umfang und 
die allgemeine Beschaffenheit 
des deutschen Verteidigungs­
beitrages wird dem für die EVG 
festgesetzten Beitrag entspre­
chen.

Der Bundeskanzler verpflich­
tete sich in diesem Zusammen­
hang, daß die Bundesrepublik 
auf ihrem Gebiet keine Atom-, 
bakteriologischen und chemi­
schen Waffen herstellt.

Abschnitt 8 enthält die Er­
klärung von Außenminister Dul- 
les, er wolle dem Präsidenten 
empfehlen, die Zusicherungen 
zu erneuern, die er im letzten 
Frühjahr im Zusammenhang mit 
dem EVG - Vertrag angeboten 
habe. Er enthält ferner die Zu­
sage Außenminister Edens für 
Großbritannien, daß die auf 
dem Kontinent stationierten 
britischen Truppen, falls die 
vertraglichen Abmachungen von 
den Parlamenten ratifiziert wer­
den, der Mehrheitsentscheidung 
des Brüsseler Paktes unterstellt 
werden.

Beitritt zur NATO
Der Beitritt der Bundesrepu­

blik zur NATO und Empfehlun­
gen für eine Verstärkung der 
NATO-Organisation sind in Ab­
schnitt 4 enthalten. Der NATO- 
Oberbefehlshaber wird größere 
Vollmachten erhalten und u. a. 
ermächtigt werden, die Truppen 
der Brüsseler Paktstaaten nach 
den militärischen Erfordernissen 
zu verschieben. Ferner soll die 
auf 20 Jahre befristete Laufzeit 
des NATO-Paktes auf unbe­
grenzte Zeit verlängert werden, 
über den Beitritt der Bundes­
republik zur NATO, der von 
allen auf der Londoner Konfe­
renz vertretenen acht NATO- 
Staaten empfohlen wurde, wird 
der NATO-Rat auf einer Sonder­
sitzung Mitte Oktober entschei­
den.

FriedlicheVViedervereinigimg
Abschnitt 5 enthält eine poli­

tische Grundsatzerklärung Dr. 
Adenauers und der Westmächte 
zur Deutschlandpolitik. Die Er­
klärung des Bundeskanzlers hat 
folgenden Wortlaut:

„Die Bundesrepublik Deutsch­
land erklärt sich bereit, ihre. 
Politik gemäß den Grundsätzen 
der UN-Satzung zu gestalten 
und nimmt die in Artikel 2 die­
ser Satzung enthaltenen Ver­
pflichtungen an. Nach ihrem

Beitritt eil? NATO und zum 
Brüsseler Vertrag erklärt die 
Bundesrepublik, daß sie sich 
aller Maßnahmen enthalten 
wird, öi® mit dem streng defen­
siven Charakter dieser beiden 
Verträge unvereinbar sind. Ins­
besondere verpflichtet sieh die 
Bundesrepublik, die Wiederver­
einigung Deutschlands oder die 
Änderung der gegenwärtigen 
Grenzen nicht mit gewaltsamen 
Mitteln herbeizuführen, und alle 
zwischen der Bundesrepublik 
und anderen Staaten gegebenen­
falls entstehenden Streitfragen 
mit friedlichen Mitteln zu lösen.“

G r e n z e n  d u r c h  F r ie d e n s -  
Vertrag

Die drei Westmächte erklären, 
daß sie die Bundesregierung als 
die rechtmäßige und für ganz 
Deutschland sprechende Regie­
rung anerkennen und daß für 
sie eine gesamtdeutsche Frie- 
densregelung, die den Grund­
stein legen soll für einen dauer­
haften Frieden, weiterhin das 
wesentliche Ziel ihrer Politik 
bleibt. Die endgültige Fest­
setzung der Grenzen Deutsch­
lands soll einer solchen frei 
zwischen Deutschland und sei­
nen früheren Feinden ausgehan­
delten Regelung überlassen blei­
ben.

Sie erklären darüber hinaus, 
daß die Schaffung eines völlig 
freien und durch friedliche Mit­
tel vereinigten Deutschland das 
fundamentale Ziel ihrer Politik 
ist, daß die Sicherheit Berlins 
als wesentliches Element des 
Friedens angesehen wird und 
daß sie dementsprechend Streit­
kräfte in Berlin unterhalten 
werden. Sie bestätigen erneut, 
daß sie jeden xAngriff gegen 
Berlin als einen xAngriff auf ihre 
Streitkräfte und sich selbst an- 
sehen werden.

S a c h v e r s t ä n d ig e  e in g e se t z t
Der letzte und 6. Abschnitt der 

Schlußakte behandelt das künf­
tige Verfahren. Für den 22. Ok­
tober wird eine Ministerkonfe­
renz der NATO-Staaten vorge­
schlagen. Dieser Konferenz soll 
eine Zusammenkunft der vier 
Außenminister über die P’rage 
der deutschen Souveränität und 
eine neue Neunmächtekonferenz 
vorausgehen.



Ernst Reuter bleibt unvergessen
F e ie r l ic h e s  G e d e n k e n  a n  s e in e m  e in j ä h r i g e n  T o d e s t a g

Berlin (Eigenbericht). Berlin 
gedacht« am Mittwoch, des 
Todestages von Ernst Reuter. 
Viele Zehntausende von Kerzen 
leuchteten bis in die späten 
Abendstunden in den Fenstern. 
Ein besonders eindrucksvolles 
Bild bot die Bernauer Straße an 
der Sektorengrenze. Auch zahl­
reiche Geschäftsleute hatten 
Kerzen aufgestellt.

In den frühen Morgenstunden 
hatten sich am Grabs Ernst

Reuter# di* nächsten Angehöri­
gen versammelt. Das Grab war 
über und über mit Blumen und 
Kränzen bedeckt. Als Zeichen 
für das Fortwirken der Persön­
lichkeit Reuters wurde eine 
Ernst - Reuter - Eiche gepflanzt. 
Der Bundesbevollmächtigte für 
Berlin, Dr. Vockel, legte im 
Aufträge des Bundespräsiden­
ten und des Bundeskanzlers 
Kränze nieder. Dann folgten 
der Regierende Bürgermeister

Enge Bande mit der Türkei
E i n  s t a r k e r  S c h u t *w a l lS ta a t sb e su c h  in  B o n n  -

Bonn (AP/DPA). Der türki­
sche Ministerpräsident Menderes 
stattet zur Zeit der Bundes­
republik einen einwöchigen 
Staatsbesuch ab. In seiner Be­
gleitung befinden sich Außen­
minister Köprüiii, acht Staats­
sekretäre und leitende Ministe- 
rialbeamte, 25 türkische Jour­
nalisten und der deutsche Bot­
schafter in .Ankara, Dr. Haas.

Während ihres Bonner Auf­
enthaltes werden Menderes 
und Köprülü mit Bundes­
kanzler Adenauer, Bundespräsi­
dent Heuss, Staatssekretär Hall­
stein, Bundestagspräsident Dr. 
Ehlers, Bundeswirtschaftsmini­
ster Erhard und anderen Mit­
gliedern der Bundesregierung 
Besprechungen führen.

Vor seiner Abreise in Ankara 
hatte Menderes am Freitag er­
klärt, daß die guten Ergebnisse 
des Türkei-Besuches Adenauers 
im März dieses Jahres durch 
seinen eigenen Deutschland­
besuch jetzt bekräftigt würden.

Der Bundeskanzler wies in 
seiner Begrüßungsansprache be­
sonders auf die engen Bande 
zwischen den beiden befreunde­
ten Nationen hin.

Durch ihr zielbewußtes inne­
res und äußeres Aufbauwerk sei 
die Türkei zu einem starken 
Pfeiler in dem Schutzwall der 
freien Welt gegenüber der Ge­
fahr aus dem Osten geworden.

Roter Landungsversuch 
abgeschlagen

Taipeh (AP DPA). Die Kampf­
handlungen zwischen Rotchina 
und Natioiialchina im Seegebiet 
von Formosa haben sich zum

ersten Male auch auf die Matsu- 
Inselgruppe vor der Küste der 
chinesischen Provin* Fukien 
ausgedehnt.

Das nationalchinesische Ver­
teidigungsministerium gab be­
kannt, daß ein Dan dun gs ver­
such von rotchinesischen Ein­
heiten auf einer zur Matsu- 
Gruppe gehörenden Insel zu­
rückgeschlagen worden sei. Von 
dieser Insel aus operieren 
nationalchinesische Schiffe und 
Truppen.

Dr. Schreibe? sowie der Präsi­
dent de# Abgeordnetenhauses, 
Dr. Suhr.

In seiner Gedenkrede sagte 
Dr. Schreiber, Ernst Reuter sei 
weit über die parteipolitische 
Enge hinausgewachsen. „Wir 
wissen, was wir ihm verdanken, 
und wir werden das immer bei 
uns im Herzen behalten.“ Kurze 
Zeit verweilten auch die drei 
westlichen Stadtkommandanten 
am .Grabe.

In der Brandenburg-Halle des 
Rathauses Schöneberg wurde im 
Rahmen einer Feierstunde, an 
der auch Vertreter des Präsi­
diums des Deutschen Städte­
tages teilnahmen, die Reuter- 
Büste von Prof. Heiliger ent­
hüllt.

Am Abend gedachte Dr. Schrei­
ber des Todestages in An­
sprachen über den „Sender 
Freies Berlin“* und über den 
RIAS. Die Erinnerung an Ernst 
Reuter lebe weiter, so sagte er. 
In diesem Sinne sollte das ge­
meinsame Ziel bleiben: Einheit 
und Freiheit im wiedervereinten 
Vaterland. In diesem Sinne 
sollte man Ernst Reuters ge­
denken und jeder an seinem 
Platz der Sache der Freiheit 
dienen.

Fragen zum Moskauer Ibrüsiungsvorsehlag
New York (AP). Der britisch« 

Staatsmhiister Lloyd und der 
französische Delegierte de Beau­
mont haben als Sprecher ihrer 
Länder in der UN - Vollver­
sammlung den überraschenden 
Kompromißvorschlag des sowje­
tischen UN - Delegierten Wy- 
scliinski in der Abrüstungsfrage 
begrüßt.

Wyschinski hatte sich bereit 
erklärt, die im vergangenen Juni 
in London zum Stillstand ge­
kommenen ^Abrüstungsverhand- 
lungen auf der Grundlage des 
damals von der Sowjetunion ab­
gelehnten britisch-französischen 
Kompromißvorschlages wieder 
aufzunehmen. Dieser Plan sah 
eine stufenweise Verminderung 
der Rüstungen ohne Unterschied 
zwischen Atom- und herkömm­
lichen Waffen mit internatio­
naler Kontrolle vor. Die Frage 
ist vor allem, wieweit die So­
wjetunion tatsächlich jetzt eine 
internationale Kontrolle zuzu­
lassen bereit ist.

De Beaumont betonte, die
Vorschläge Wyschinskis ver­

dienten volle Aufmerksamkeit. 
Zum erstenmal habe die Sowjet­
union in dieser Frage einen 
Schritt vorwärts getan, während 
die Versuche zur Versöhnung 
der gegenseitigen Ansichten bis­
her nur vom Westen ausgegan­
gen seien.

Staatsminister Lloyd hatte 
vorher erklärt, daß die sowje­
tischen Vorschläge die Möglich­
keit eines Fortschritts in der 
Abrüstungsfrage eröffneten. Der 
sowjetische Delegierte habe je­
doch viele Fragen unbeant­
wortet gelassen, deren Erläute­
rung notwendig sei.

Kreml beendetT i io -B Iockade
Belgrad (DPA). Die Sowjet­

union beendete mit der Unter­
zeichnung eines sowjetisch-jugo­
slawischen Handelsvertrages ihre 
sechsjährige Wirtschaftsblockade 
gegen Jugoslawien. Zwischen 
den beiden Staaten wurde ein 
bis Jahresende geltendes Ab­
kommen auf Tauschbasis ge­
schlossen,



Fünf Jahre ist das gut gegangen . . .
Spottverse b eg le iten  den  „G eburtstag“  der S E D -R eg ie ru n g

Tn verschiedenen Ostberliner Betrieben tauchten dieser Tag« 
Losungen an Wänden und Maschinen auf, wie: „Fünf Jahre ist 
das gut gegangen, im vierten war sie beinah drauf gegangen!“ 
Da es sich nicht um Flugzettel, sondern um handgemalte 
Losungen handelt, die ja nur von Betriebsangehörigen stammen 
können, kann die SED hier nicht einmal behaupten, es sei nur 
westliche Propaganda. Tatsächlich haben die Arbeiter diesmal 
noch mehr Keime für das kommunistische Geburtstagskind er­
dacht. Sie begegnen damit der Propaganda, die die SED mit 
einem an sich blamablen Ereignis betreibt.
Da steht an einer Wand­

zeitung, quer über einen Leit­
artikel des Zentralorgans ge­
schrieben: „Fünf Jahre mußten 
wir’s verwinden, im sechsten 
muß die SED verschwinden!“ 
Oder an einer Fabrikhalle: „Wir 
feiern Pieck und Grotewohl, da­
mit sie bald der Teufel hol!“ 

Niemand hat die SED damals 
vor fünf Jahren an die Regie­
rung gerufen, niemand hat die 
legale Möglichkeit, sie abzu­
berufen. Warum soll man so 
etwas feiern? Ohne die sowjeti­
schen Panzer hätte die SED 
ihren 4. Jahrestag nicht mehr 
erlebt. Das wäre ein. Ereignis 
gewesen. Aber so?

A l t «  V e r s p r e c h e n  
Ist die SED in der Lage, die 

Bilanz dieser fünf Jahre öffent­
lich kundzutun? Sie müßte dann 
dem Arbeiter ihr damaliges Pro­
gramm von 1949 darlegen: Nie 
wieder Kemilitarisierung, nie 
wieder Rüstung, nie wieder 
Jugendliche zur Armee! Keinen 
Arbeitsdienst, keine Ausbeu­
tung, in vier Jahren den 
Lebensstandard der Vorkriegs­
zeit überflügelt! Abschaffung 
der Lebensmittelkarten, sobald 
die Fett- und Fleischlücke ge­
schlossen ist. Hascher und un- 
beirrter Kurs auf die Wieder­
vereinigung Deutschlands!

Und was haben jene fünf 
Jahre nacheinander gebracht? 
Eine Remilitarisierung großen 
Umfanges, Aufbau einer Rü­
stungsindustrie, deren rück­
sichtsloses Vorantreiben auf 
Kosten der Lebenshaltung den 
17. Juni herauf beschworen hat. 
Rekrutierung 17jähriger FDJler 
für die kasernierte Volkspolizei. 
Normentreiberei und Zwangs­
wettbewerbe, ein Lebensstan­
dard, der keinen Vergleich mit 
irgendeinem westlichen Land 
zuläßt. Die Lebensmittelkarten 
werden im 6. Jahr für „fort­

schrittlich“ erklärt. Und die 
Wiedervereinigung Deutsch­
lands? Tote Zonen an den 
Zonengrenzen, die Abriegelung 
Westberlins und konsequente 
Isolierung der Sowjetzone lie­
gen als Meilensteine auf dem 
politischen Fünf - Jahres - Weg 
der SED.

K e i n  R ü c k b l i c k

Über die Zukunft verlautbart 
die SED kein Wort. Denn diese 
bringt keine Abkehr von der 
verhängnisvollen Linie kommu­
nistischer Deutschland - Politik. 
Einen Rückblick kann sich die 
SED nicht leisten, eine Vorschau 
noch viel weniger. So darf sie 
allenfalls erleichtert feststellen, 
daß so etwas fünf Jahre lang 
gut gegangen ist. Trotz eines

„Unsere ganze Sorge gilt der 
werktätigen Jugend“, behauptet 
die SED bei jeder möglichen 
Gelegenheit. Die Praxis der 
Normentreiberei und der Son­
derschichten sieht anders aus. 
Nunmehr sollen selbst die bis­
her auf dem Papier stehenden 
Schutzgesetze für Jugendliche 
weitgehend abgeändert werden. 
Der FDJ-Zentralrat beschäftigt 
sich zur Zeit mit den bisher 
geltenden Jugendarbeitsschutz­
gesetzen und wünscht u. a. 
eine Aufhebung der Arbeits­
beschränkungen für 18- bis 
20jährige Jugendliche. Die Mäd­
chen sollen natürlich hinter 
ihren männlichen Kollegen nicht 
„zurückstehen“, deshalb wird im 
Rahmen der Gleichberechtigung 
vorgeschlagen, alle Sonderbe­
stimmungen für Mädchen eben­
falls außer Kraft zu setzen.

Seeleute flüchteten
London (DPA). Zwei Seeleute 

aus der Sowjetzone haben im

17. Juni, der jeden historischen 
Rückblick vergällt.

V ie l s a g e n d e  Z a h le n
Einen Rückblick, in dem auch 

noch andere Zahlen wesentlich 
wären. Der „Untersuchungsaus­
schuß Freiheitlicher Juristen“ 
hat sie dieser Tage als Bilanz 
des fünf Jahre SED - Regimes 
zusammengestellt:

Bei den letzten demokrati­
schen Wahlen 1946 hatten die 
Sowjetzonen-CDU und die -LDP 
über die Hälfte aller gültigen 
Stimmen für sich buchen 
können. Bereits 1950 waren 
unter dem Druck des Terrors 
rund 60 Prozent der gewählten 
Funktionäre der CDU nach dem 
Westen geflüchtet.

Von den ehemals 46 Mit­
gliedern des Gründungsaus­
schusses der CDU bekleiden 
Nuschke und der Präsident der 
Länderkammer, Dr. Lobedanz, 
als einzige heute noch Funktio­
nen. Ähnlich ist die Entwick­
lung bei der LDP verlaufen, wo 
100 000 Mitglieder die Partei 
verlassen haben und fast 70 000 
von ihnen in den Westen ge­
flüchtet sind.

Hafen von Grimsby ihr Schiff 
verlassen und sich den briti­
schen Behörden gestellt. Die 
Namen der beiden Matrosen 
werden mit Klingenberg und 
Arnaun angegeben. Ihr Schiff, 
der Heringsfänger „Karl von 
Ossietzky“, ist ohne sie wieder 
ausgelaufen. Der Dampfer war 
in Grimsby vor Anker gegangen, 
um die Überführung eines auf 
See erkrankten anderen* Matro­
sen ins Krankenhaus zu ver­
anlassen.

Flugblätter über Ungarn
München (AP). Die anti- 

kommunistische Organisation 
„Kreuzzug für die Freiheit“ hat 
mit neu entwickelten Strato­
sphärenballons eine -Flugblatt­
aktion gestartet. Millionen von 
Flugblättern wurden Uber Un­
garn automatisch abgeworfen. 
Zusammen, mit dieser Aktion 
läuft eine verstärkte Rundfunk­
arbeit für ungarische Hörer des 
Senders „Freies Europa" an.

Noch stärkere Ausbeutung der Jugend



Kapitulation ?
DT. Einige westdeutsche Zei­

tungen veröffentlichten dieser 
Tage su den bevorstehenden 
„Wahlen“ der Sowjetzone einen 
Artikel ihres Berliner Korre­
spondenten, der hinsichtlich der 
Vorgeschichte dieses kommu­
nistischen Wahltheaters einen 
fundamentalen Irrtum enthält. 
In dem Artikel ist u. a. zu lesen: 

„Ursprünglich waren nur die 
Parteien — SED, CDU und 
LDP — am Block beteiligt und 
berechtigt, Wahllisten aufzustel­
len. Mitte 1946 aber kapitulier­
ten die beiden bürgerlichen Par­
teien vor der Forderung der 
SED, auch die Massenorgani­
sationen gleichberechtigt zuzu­
lassen . . . Digr Kapitulation von 
1946 schuf die Voraussetzung 
dafür, daß CDU und LDP auf 
der Einheitsliste jetzt in Min­
derheit sind.“

Diese Darstellung ist völlig 
falsch. In Wirklichkeit haben 
die -sogenannten Massenorgani­
sationen dem Blockausschuß der

Parteien bis zum Ende des Jah­
res 1947, d. h. bis zu der großen 
Krise, die um die Volkskammer 
ausbrach und mit der durch 
sowjetischen Befehl erfolgten 
Absetzung Jakob Kaisers als 
Vorsitzender der CDU endete, 
nicht angehört. Sie gehörten 
ihm deshalb nicht an, weil ihre 
von den Sowjets und der SED 
geforderte Beteiligung auf den 
schärfsten Widerstand der CDU- 
Führung stieß und von ihr 
immer abgelehnt wurde. Die 
Absetzung Kaisers erfolgte ja 
gerade zu diesem Zwecke, um 
für die sowjetzonalen Massen­
organisationen den Weg in die 
Politik und in die illegale Volks­
kammer frei zu machen.

Was insbesondere die soge­
nannten Massenorganisationen 
betrifft, so wurde noch am
12. Juli 1947 von dem Zonen­
vorstand der CDU unter dem 
Vorsitz -Jakob Kaisers eine Ent­
schließung gefaßt, in der aus­
drücklich festgestellt wurde,

daß nur die politischen Parteien 
die Träger und Organe der poli­
tischen Willensbildung des Vol­
kes seien. Weiter wurde er­
klärt, daß die Blockausschüsse 
der Parteien keine organisato­
rischen Formen bilden dürften, 
die sich zu Ersatz-Parlamenten 
auswachsen und sich den ver­
fassungsmäßigen Parlamenten 
vor- oder nebenordnen könnten. 
Schließlich wurde in jener Ent­
schließung ausdrücklich betont, 
daß die Hinzuziehung anderer 
Organisationen zu den Block­
ausschüssen der Parteien nur in 
der Weise möglich sei, daß sie 
„bei Bedarf im Einzelfalle be­
ratend gehört werden. Be­
schlüsse können nur einstimmig 
durch die Parteien gefaßt wer­
den“.

Hier wurde in den Jahjen 1946 
und 1947, auf die sich der Ver­
fasser des fraglichen '•’Artikels 
bezieht, also nicht kapituliert, 
sondern es wurde erbittert und 
mit Erfolg gekämpft, es wurde 
Widerstand geleistet, und zwar 
in Gegenwart hoher sowjeti­
scher Offiziere.

Sowjetisches Weiterhaus

Antireligiöse Kampagne in Polen
Berlin (hvp). Auch in Polen führen die 

Kommunisten jetzt eine verstärkte anti­
religiöse Propagandakampagne durch, die 
sich sowohl auf die besetzten deutschen 
Gebiete wie auf Zentralpolen erstreckt.

Im polnischen Verwaltungsteil von Ost­
preußen wurde . die Bevölkerung zum Be­
such von „Ausspracheversammlungen" über 
das Thema „Religion und der sozialistische 
Staat“ aufgefordert. In Ostpommern rich­
teten die kommunistischen Parteiagitato­
ren scharfe Angriffe gegen evangelische 
und katholische Geistliche, denen sie vor­
warfen, „in verbrecherischer Weise gegen 
Volkspolen gehandelt“ zu haben, da sie 
die Auffassung vertreten hätten, daß die 
deutschen Ostgebiete Immer noch als deut­
sches Staatsgebiet zu betrachten seien.

Bei den „Ausspracheversammlungen*4 in 
Waldenburg, Schweidnitz und Reichenbach 
wurde erklärt, die Staatlichen Sicherheits­
organe würden künftig schärfer gegen 
Geistliche vorgehen, die den Gläubigen 
raten, „mehr an Gott, als an den sozialisti­
schen Aufbau zu denken“. Das sei ein ge­
fährlicher Standpunkt.

Er wollte kein Spitzel s®m
Berlin (DPA). Der stellvertretende Vor­

sitzende und Organisationsleiter des Be­
zirksverbandes Suhl der Sowjetzonen-CDU, 
Karl Paulsen, ist nach Westberlin geflüch­
tet, um seiner Verhaftung zu entgehen. 
Wie er erklärte, hatte er beim Katholiken­
tag in Fulda als Spitzel arbeiten sollen.



Das radioaktive Zeitalter
Die Ausstellung „Atom“ zeigt die Welt der Zukunft

Berlin (E igenbericht). Das Marshall-Hans auf dem Aus­
stellungsgelände am Berliner Funkturm ist jetzt, während der 
großen Deutschen Industrieausstellung Berlin 1954, eine einzige 
Demonstration der friedlichen Anwendung der ’Atomwissen­
schaft. Noch nie sah .Europa eine derart zusammenhängende 
Darstellung der Geschichte und der E rfo lge  der Atomforschung.

D ie Ausnutzung der bei der 
Atomkernspaltung anfallenden 
großen Wärmemengen in K ra ft­
werken fü r die Stromerzeugung 
steht zwar noch im allerersten 
Anfänge, aber die Anwendung 
der sogenannten Radioisotopen, 
das heißt strahlenaussendender 
Atome fü r die Medizin, ist schon 
Allgem eingut geworden. D ie 
Herstellung von Radioisotopen 
w ird heute von der W issen­
schaft als das bedeutendste M it­
tel zur Heilung und Erforschung 
seit der Erfindung des M ikro­
skops bezeichnet.

Für die Behandlung von 
Krebs, Schilddrüsenerkrankun­
gen und Gehirntumoren sind die 
Radioisotopen von ungeheurem 
W ert. Ein M odell im amerika­
nischen Marshall-Haus zeigt, 
w ie radioaktiver Kobalt bei der 
Abheilung tiefsitzender Tumore 
arbeitet.

D ie Neutronentherapie fü r Ge­
hirntumor© w ird  ebenfalls an 
Modellen gezeigt. D ie Patienten 
müssen Bor einnehmen und 
\Verden danach fü r ein ige M i­
nuten Atomstrahlen ausgesetzt. 
Das Bor, das sich an der er­
krankten Stelle ansammelt, w ird  
radioaktiv und vernichtet die 
Krebszellen.

Als sogenannte „Spurenele­
mente“ werden die Radioisotope 
zur Diagnose benutzt. Durch 
In jektion von radioaktivem  Jod 
können krebserkrankte Gewebe 
im ganzen Körper sofort fest­
gestellt werden.

M it H ilfe  von radioaktiven 
Materials sind neuerdings trag­
bare Röntgenapparate konstru­
iert worden. Damit können P a ­
tienten z. B. nach Unglücksfällen

oder wenn sie aus anderen 
Gründen nicht transportfähig 
sind, an Ort und Stelle durch­
leuchtet werden. Das Gerät mit 
radioaktivem Thulium sieht aus 
w ie eine kleine Laterne, w iegt 
zehn Pfund und hat die Stärke 
eines 100 000-Yolt-liöntgenappa- 
rates!

In  der Landwirtschaft ist es 
möglich, m it H ilfe  von Radio­
isotopen die Aufnahme von 
Düngemitteln durch Pflanzen zu 
verfolgen. In  der milchgebenden 
Kuh kann man den Stoffwechsel 
genau beobachten, wenn man

den Radioisotopen „auf der 
Spur bleibt“ .

Im  Marshall - Haus ist ein 
„heißes“ Laboratorium  aufge­
baut, das zeigt, w ie in  den 
Atomfabriken, Krankenhäusern, 
und Instituten m it dem radio­
aktiven M aterial durch auto­
matische Greifer, durch dicke 
Glaswände und isolierte Räume 
hindurch gearbeitet w ird. Durch 
meterdicke Beton- und Glas­
wände führen die „magischen 
Hände“ genau dieselben Bewe­
gungen aus w ie die des bedie­
nenden Menschen.

D ie Ausstellung lehrt, daß die 
W e lt am Beginn des nduen 
„radioaktiven Zeitalters“ steht 
und daß es gilt, alle Bemühun­
gen darauf zu richten, den 
Nutzen dieser genialen Ent­
deckungen so schnell und so 
breit gestreut w ie möglich der 
ganzen Menschheit dienstbar zu 
machen.

Die erste Kirche für Sfalinsfadt
Berlin (D P A ). In  „Stalinstadt“ 

wurde die Kirckenbaracke der 
evangelischen Gemeinde durch 
Generalsuperintendent D . Dr. 
Günter Jacob eingeweiht. Der 
L e iter  des Berliner Zentralbüros 
des Evangelischen H ilfswerks, 
P farrer Berg, war nicht an­
wesend, da der von ihm bean­
tragte Passierschein nicht aus­
gestellt worden war.

Roboter-Polizist in London
London (Eigenbericht). Ein 

Jtoboterpolizist m it E lektronen­
gehirn ist dazu auserkoren w or­
den, Londons schwierigstes V er­
kehrsproblem zu lösen. E r w ird  
m itten auf dem Oxford Circus 
im  Stadtzentrum aufgestellt, wo 
tagein, tagaus über 35 000 M o­
torfahrzeuge zwischen 8 Uhr 
morgens und 8 Uhr abends vor­
beieilen. Das sind 50 Fahrzeuge 
in der Minute. Zur Hauptver­
kehrszeit ist die Zahl mitunter 
doppelt so hoch.

Filme im Amerika«Haus
Ständige kostenlose F ilm vor­

führungen mit den neuesten 
Wochenschauen werden fü r Be­
sucher aus dem Ostsektor Ber­
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  a m  N o l -  
l e n d o r f  p l a t z  gezeigt.

Täglich ab 13 Uhr in stünd-

licher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 U hr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfilmstunde fü r K inder 
aus dem Ostsektor und der 
Ostzone jeden Sonntag um 
14 Uhr.

D er Roboterpolizist stellt nach 
Auffassung der Verkehrssach­
verständigen die Lösung des 
Problem s dar. M it seinem wach­
samen „Auge“ überblickt er 
einen 1500 M eter langen A b ­
schnitt der Oxford Street m it 
zwei Dutzend Querstraßen und 
Verkehrsampeln.

Das Elektronengehirn des R o ­
boterpolizisten setzt sich aus 
Nachrichtenzentrale und Kom- 
mandoposten zusammen. Der 
Nachrichtenzentrale werden die 
Meldungen über die Zahl der 
in den Querstraßen wartenden 
Autos und die Verkehrssitua­
tion in der Hauptstraße von 
unter dem Asphalt liegenden 
Zählwerken automatisch über­
m ittelt. Dieser T e il des E lek­
tronengehirns überm ittelt dem 
anderen T e il des gleichen E lek­
tronengehirns laufend das zah­
lenmäßig registrierte Verkehrs­
bild  im gesamten Operations­
geb iet des Roboterpolizisten. 
Und diese zweite Gehirnhälfte, 
der Kommandoposten, ent­
schließt sich auf Grund der Ge­
samtmeldungen zum Handeln, 
d. h. zum Umschalten der V er­
kehrssignale auf R o t oder Grün, 
je  nach Erfordernis. Der R o ­
boterpolizist schafft also das 
starre System ab, wonach bis­
her die Verkehrssignale auto­
matisch in bestimmten Phasen 
wechseln.



Exil-CDU sur Einheitswahl

„Was sollen wir. tu n ? 44
Die Bevölkerung der Sowjetzone steht jetzt, in den Tagen 

vor der Einheitswahl, wieder einmal wie bei jeder von der 
SED befohlenen Zwangsabstimmung vor der Frage: „Was sollen 
wir tun?“ Eine tiefe innere Not bewegt die Menschen,' die 
giek dagegen wehren, immer aufs Neue mißbraucht zu werden.
Sie wissen, welchen Zwang 

man auf sie ausübt und am 
17. Oktober erst recht ausüben 
wird. Sie wissen ebenso, daß 
das offizielle Wahlergebnis 
genau so ausfällt, wie es die 
SED schon jetzt festgelegt hat. 
Daran ist nichts zu ändern. Und 
dennoch können und wollen sie 
nicht resignieren. Wenn es nun 
aber keine Möglichkeit gibt, 
an dieser „Wahl“ etwas zu 
ändern . . ., wäre es dann nicht 
doch klüger, hinzugehen, nicht 
mehr viel nachzudenken und 
einfach mitzumachen? Auf jeden 
Fall wäre es am einfachsten und 
niemand könnte dem einzelnen 
einen Vorwurf daraus machen.

Freunde in der SBZ, die un­
sere Aufklälruiigs arbeit unter­
stützen und ihre Meinung über 
den Inhalt äußern wollen, bit­
ten wir, den Fundort dieses 
Blattes an das Postschließfaich. 
Nr. 68 nach Berlin- Charlotten- 
bürg 9 mitzuteifen.

Aber — kann man so denken? 
Darf mar* ohne den Versuch 
einer Abwehr alles über sich 
ergehen lassen? Soll die Ein­
heitspartei so leichtes Spiel 
haben ?
¿eine echte Entscheidung

Die Oktoberwahl in der So­
wjetzone ist ganz gewiß keine 
Entscheidung von wirklicher 
politischer Bedeutung. Die Welt 
weiß, was in den letzten 
Wochen in der Sowjetzone zur 
„Vorbereitung“ dieser Wahl ge­
schah und was am 17. Oktober 
geschieht. Der Druck, der auf 
die Bevölkerung ausgeübt wird, 
und die Wahlfälschung sind so 
offensichtlich, daß niemand die 
Einheitswahl je als eine politi­
sche Willenskundgebung der 
Sowjetzonen-Bevölkerung wer­
ten wird.

Es ist nur das übliche Ab­
stimmungsmanöver, das die
SED von Zeit au Zeit ver­
anstaltet, um zu prüfen, wie

weit der Zwang und der Partei­
apparat noch funktionieren. 
Selbst die winzigen örtlichen 
Schwankungen in den Prozent­
zahlen der Ergebnisse sind jetzt 
schon vorherbestimmt. Nicht die 
Meinung der Wähler sollen sie 
wiedergeben, sondern den Grad 
des Wohlwollens der Partei­
führung gegenüber den einzel­
nen Funktionären, die als Kan­
didaten auf treten.

Trotzdem: Gegenwehr!
Und doch — trotz all dieser 

Tatsachen wehrt sich jeder auf­
rechte Mensch in der Zone 
innerlich dagegen willenloses 
Rädchen in einer solchen Ab­
stimmungsmaschinerie au »ein. 
Er lehnt sich dagegen auf, weil 
er vor sich selbst sein Gesicht 
bewahren und nicht kapitulieren 
will. Und deshalb soll er auch 
nicht nachgeben. Wo der ein-

Berlin (Eigenmeldung). Die 
Sowjetzonen-Regierung und der 
Ostberliner Bürgermeister Ebert 
haben * in vertraulichen Rund­
schreiben die Bezirks- und 
Kreis Verwaltungen angewiesen, 
die Wahlvorstände in der glei­
chen Form wie zur Volksabstim­
mung zusammenzusetzen. Die 
Vorsteher von Wahllokalen, ihre 
Stellvertreter sowie der Schrift­
führer müssen also Funktionäre 
der SED sein. Die Nuschke-CDU 
und die LDP müssen als Sta­
tisten Beisitzer delegieren.

W o  blieb das Geld?
Berlin (Eigenmeldung). Wäh­

rend des Streikes in Hamburg 
und Bayern wurden von den 
meisten Betrieben der „DDR“ 
zwangsweise, auf Anordnung 
des kommunistischen FDGB, so­
genannte Solidaritätserklärungen 
abgegeben und Gelder vom Lohn 
zur Unterstützung der streiken­
den Kollegen einbehalten. Diese 
„Spenden“ flössen zum größten 
Teil dem FDGB zu. Die Bezirks­
leitung Potsdam z. B. hielt die

zelne Irgendeine Möglichkeit 
entdeckt, seine Ablehnung gegen 
das SED-Regime am 17. Oktober 
zu zeigen, ohne dabei sein 
Leben und seine Existenz zu 
gefährden, da soll er sie ent­
schlossen wahrnehmen. Ob es 
solche Möglichkeiten gibt, ob 
ein Fernbleiben von der Wahl 
möglich ist oder ablehnende 
Kennzeichnung des Stimm­
zettels, hängt von den örtlichen 
Verhältnissen ab.

Für die SED werden solche 
Zeichen der Ablehnung, auch 
wenn sie in dem nachträglich 
gefälschten Wahlergebnis gar 
nicht auftauchen, sehr deutliche 
und beunruhigende Merkmale 
sein. So selbstsicher sieh diese 
Partei auch gebärdet, sie 
reagiert überaus empfindlich auf 
jede Andeutung eines Wider­
standes, den sie trotz aller Ge­
walt doch nicht zu brechen 
vermag.

So gesehen, hat es sehr wohl 
einen Sinn, nicht zu resignieren 
und »ich gegen diese „Wahl“ 
und diesen Wahlbetrug auf­
zulehnen. Doch zu verlangen, 
daß sich Menschen deshalb einer 
persönlichen Gefahr aussetzen 
— dazu ist die Zeit noch nicht 
reif.

gesammelten Gelder zurück und 
verwendete sie zum Druck von 
Propagandazeitschriften.

S S ß , tierhören!
Der kleine TAG wird ver­

sandt und verteilt ohne Rück­
sicht auf die politische Ge­
sinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. Wer Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens 
wird er auch dort gern 
gelesen.
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